
walte, Rechtsanwälte, Mitarbeiter von Minsterien der 
Justiz, Rechtswissenschattier und Vertreter von Juristen­
organisationen aus Dänemark, Finnland, Island, Nor­
wegen, der Volksrepublik Polen, Schweden, der UdSSR 
und der DDR an einem Juristenseminar teil. Sie disku­
tierten in einem Kolloquium und in Fachgesprächen 
Probleme der systematischen Vorbeugung und Bekämp­
fung der Jugendkriminalität sowie in einem Forum mit 
dem Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates 
und Minister der Justiz, Dr. Wünsche, völkerrechtliche 
Aspekte der Gewährleistung des Friedens und der Si­
cherheit in Europa.
Die Juristen aus acht Ländern führten einen nützli­
chen und freimütigen Gedankenaustausch. Sie stimmten 
darin überein, daß der Vorbeugung und Bekämpfung 
der Jugendkriminalität die Aufmerksamkeit der staat­
lichen Organe und der gesamten Gesellschaft zu wid­
men ist und daß dieser das humanistische Bestreben 
zugrunde liegen muß, jedem jungen Bürger eine positive 
Entwicklung seiner Persönlichkeit zu ermöglichen. Die 
Teilnehmer hatten u. a. Gelegenheit, sich durch den Be­
such von Gerichtsverhandlungen und die Besichtigung

eines Jugendwerkhofes über die Mitwirkung der Be­
völkerung in der Rechtspflege und die Erfolge bei der 
Vorbeugung und Bekämpfung der Jugenkriminalität 
in der DDR zu informieren.
Die Teilnehmer am Juristensermnar brachten zum Aus­
druck, daß es der Berufung und Verantwortung des Ju­
risten entspreche, für die Herstellung friedlicher und 
gleichberechtigter, auf dem Völkerrecht beruhender Be­
ziehungen zwischen allen Staaten — einschließlich der 
DDR und der BRD — zu wirken. Zur Gewährleistung 
des Friedens in Europa sei wünschenswert, sobald als 
möglich eine Sicherheitskonferenz unter gleichberech­
tigter Teilnahme aller interessierten Staaten durchzu­
führen.
Das Juristenseminar trug dazu bei, den Gedankenaus­
tausch über Probleme unserer Zeit sowie über juristi­
sche Fragen zu fördern und die Verständigung und Zu­
sammenarbeit der Juristen aus den Teilnehmerländern 
zu verbessern. Die Teilnehmer stimmten der Anregung 
zu, das Seminar künftig in erweiterter Form durchzu­
führen, und empfahlen, ein entsprechendes Vorberei­
tungskomitee zu bilden.

Rechtsprechung

Strafrecht

§§ 102, 53, 55 StPO.

1. Ist das Untersudlungsorgan seiner Pflicht, für die 
Beauftragung eines Vertreters des Kollektivs zur Mit­
wirkung an der gerichtlichen Hauptverhandlung Sorge 
zu tragen, nicht nachgekommen, obwohl wichtige Grün­
de dem nicht entgegenstanden, so hat das Gericht die 
Mitwirkung zu sichern, indem es die Sache gemäß § 190 
Abs. 1 Ziff. 2 StPO an den Staatsanwalt zurückgibt oder 
selbst die Beauftragung eines Vertreters des Kollektivs 
veranlaßt.
2. Die Beauftragung eines gesellschaftlichen Anklägers 
aus einem Arbeitskollektiv entbindet die Rechtspflege­
organe nicht von ihrer Verpflichtung, die Rechte des be­
schuldigten Bürgers und des Kollektivs auf volle Mit­
wirkung der Bürger am Strafverfahren in den gesetz­
lich gebotenen Formen, d. h. auch die Mitwirkung eines 
Vertreters des Kollektivs, zu sichern, weil der Vertreter 
des Kollektivs und der gesellschaftliche Ankläger trotz 
teilweise gemeinsamer Aufgaben im Strafverfahren eine 
unterschiedliche Stellung innehaben.
OG, Urt. vom 17. April 1970 - 5 Ust 19/70.

Aus den G r ü n d e n :
Das Stadtgericht hat bei der Durchführung des Straf­
verfahrens wichtige Prinzipien des sozialistischen Straf­
rechts mißachtet, indem es die unmittelbare Mitwir­
kung der Bürger am Strafverfahren als Verwirklichung 
der Rechte der Bürger auf Mitgestaltung der Straf­
rechtspflege nicht in dem erforderlichen und gesetzlich 
gebotenen Umfange gesichert hat. In den Grundsat'zbe- 
stimmungen der Strafprozeßordnung (§ 4) ist dieses 
Recht auf Mitwirkung in Anknüpfung an die Bestim­
mungen der Verfassung (Art. 87, 90 Abs. 3) und des 
Strafgesetzbuchs (Art. 6) verankert und die Pflicht des 
Gerichts, des Staatsanwalts und der Untersuchungsor­
gane zu seiner Gewährleistung festgelegt.
Das Stadtgericht hat ein Strafverfahren durchgeführt, 
ohne daß ein Vertreter des Arbeitskollektivs des Ange­
klagten am Verfahren mitgewirkt hat. § 53 StPO legt 
fest, daß grundsätzlich an jedem Strafverfahren, wenn 
nicht besondere Gründe vorliegen, Vertreter der Kollek­

tive teilnehmen. In diesem Verfahren lagen keine 
Gründe vor, die es gerechtfertigt hätten, darauf zu ver­
zichten.
Die unmittelbare Mitwirkung der Vertreter der Kollek­
tive ist neben der Tätigkeit der Schöffen die Haupt­
form der Teilnahme von Bürgern am Strafverfahren. 
Die Vertreter der Kollektive wirken zur allseitigen Auf­
klärung der Straftaten, ihrer Ursachen und Bedingun­
gen und der Persönlichkeit des Angeklagten im Interes­
se der Feststellung der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit am Strafverfahren mit. Sie berichten darüber 
hinaus dem Kollektiv über die Ergebnisse der Haupt­
verhandlung.
Ist das Untersuchungsorgan seiner Pflicht, für die Be­
auftragung eines Vertreters des Kollektivs zur Mit­
wirkung an der gerichtlichen Hauptverhandlung Sorge 
zu tragen, nicht nachgekommen!, obwohl wichtige Grün­
de dem nicht entgegenstanden, hat das Gericht die Mit­
wirkung zu sichern, indem es die Sache gemäß § 190 
Abs. I Ziff. 2 StPO an den Staatsanwalt zurückgibt oder 
selbst die Beauftragung eines Vertreters des Kollektivs 
veranlaßt.
Die Beauftragung eines gesellschaftlichen Anklägers aus 
dem gleichen Kollektiv entbindet die Rechtpflegeorgane 
nicht von ihrer Verpflichtung, die Rechte des angeklag- 
ten Bürgers und des Kollektivs auf volle Mitwirkung 
der Bürger am Strafverfahren in den gesetzlich gebo­
tenen Formen zu sichern. Die Stellung eines Vertreters 
eines Kollektivs ist in vieler Hinsicht von der des gesell­
schaftlichen Anklägers verschieden. Die Aussagen des 
Vertreters des Kollektivs sind Beweismittel, soweit sie 
die Mitteilung von Tatsachen zum Inhalt haben (§ 24 
Abs. 2 StPO), während der gesellschaftliche Ankläger 
mit speziellen Rechten (§§ 54, 55 StPO) unmittelbar auf 
den Gang der Hauptverwaltung in vielfältiger Form 
einwirken kann. Ihre gemeinsame Aufgabe, mobilisie­
rende Kraft im Kampf gegen die Kriminalität zu sein, 
insbesondere bei der Auswertung des Verfahrens und 
der Verallgemeinerung der daraus zu ziehenden Lehren 
und Schlußfolgerungen, wird durch diese unterschied­
liche Stellung im Strafverfahren selbst, die streng zu 
beachten ist, nicht beeinträchtigt.
Der Senat hat dieses Versäumnis des Stadtgerichts in 
einer eigenen Beweisaufnahme (§ 298 Abs. 2 StPO) 
nachgeholt (wird ausgeführt).
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